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Es sind provokante Worte, die
der Mitte-Parlamentarier Peter
Hegglinwährend derDebatte zur
Armeebotschaft 2024 wählt. Er
möchte «nicht einseitig Partei
für die Ukraine ergreifen und die
Russen als alleinigen Aggressor
verurteilen, denn auch die Ukra-
ine und die sie unterstützende
Nato tragen eine Mitschuld»,
sagte der Zuger am Montag. Es
sei auch «nicht an der Schweiz,
darüber zu entscheiden, wer
Täter und wer Opfer ist». Und
zumSchluss sagte er: «Eine Frie-
denskonferenz auf demBürgen-
stock zu organisieren, anwelcher
eine Konfliktpartei nicht teil-
nimmt, weil sie die Schweiz als
nicht neutral betrachtet, sagt
genug aus. Schliesslichwird dies
wahrscheinlich eineAktion blei-
ben, die viel kostet und zumFrie-
denwenig oder nichts beiträgt.»

Die SP-Ständerätin Franziska
Roth und der FDP-Ständerat
Andrea Caroni beeilten sich, sich
von diesen Aussagen zu distan-
zieren. Caroni sagte, er sei «auf-
geschreckt» durch diesesVotum.
«Ich kann nicht ausschliessen,
dass diese Sequenz heute im rus-
sischen Fernsehen ausgestrahlt
wird, daher möchte ich dem
widersprechen und sagen, dass

ich diese Einschätzung nicht tei-
le.» Und Roth sekundierte: «Ich
distanziere mich ebenfalls von
jeglichen Aussagen, welche der
Ukraine eine Mitschuld geben.»

«Inakzeptabel»
und «haarsträubend»
Auch in der eigenen Partei sor-
genHegglinsVoten fürAufsehen.
Mitte-StänderätinAndrea Gmür-
Schönenberger sagt: «Ich war
froh, dass Kollege Caroni sofort
auf die Äusserung reagiert hat,
die fehl am Platz war. Die Ukra-
ine wurde angegriffen und hat
dementsprechend das Recht, sich
zu verteidigen.»

Auch die Mitte-Ständerätin
Marianne Binder sagt: «Dass ich
Hegglins Aussagen zu hundert
Prozent widerspreche, versteht
sich von selbst.» Der russische
Überfall auf ein autonomes Land

sei fürchterlich sowie völker-
rechtswidrig. Noch dezidierter
drückt sich Marc Rüdisüli aus,
Präsident der Jungen Mitte. Die
Aussagen von Hegglin seien
«inakzeptabel» und «haarsträu-
bend», sie seien «ohneWenn und
Aber zurückzuweisen». Unter
dem Vorwand der Neutralität
einemAggressor in die Hände zu
spielen, gehe einfach nicht.

Dieses Verständnis von der
Stellung der Schweiz in derWelt
und der Neutralität stamme aus
dem vorletzten Jahrhundert.
«Wir sind eines der globalisier-
testen Länder der Welt und
haben enorm von Handel und
Vermögen auch von Russland
profitiert. Das sollte gerade ein
ehemaliger Finanzdirektor aus
dem Kanton Zug wissen», sagte
Rüdisüli. Und weiter: «Soll die
Schweiz einfach nur eine wert-

freie Businessplattform für alle
sein? Sicher nicht.»

Gegen Ausweisung
russischer Spione
Peter Hegglin selbst sagt zu die-
serKritik: «Ich habe nur zurMäs-
sigung aufgerufen in einer Situ-
ation, wo alle Länder aufrüsten,
denn für einen Streit braucht es
zwei.» Er glaube nicht, dass der
Krieg auf dem Schlachtfeld ent-
schieden werde, es müsse eine
diplomatische Lösung geben.
«Russland müsste bei der Frie-
denskonferenz mit am Tisch
sitzen, sonst bleibt das alles
wirkungslos.»

Auf den Einwand, dass es sich
um einen Angriffskrieg handelt
und Russland selbst seine Teil-
nahme an der Konferenz ausge-
schlossen hat, sagt Hegglin: «Die
Frage ist, aus welchen Gründen.

Manchmal muss man die Dinge
eben hinterfragen.»

Im vergangenen April votier-
te Hegglin im Parlament dage-
gen, russische Spione aus der
Schweiz auszuweisen. Ein Putin-
Versteher ist er aber nicht,wie er
sagt. Auch Verbindungen zu
Russland verneint er.Hegglin ist
Mitglied der Finanzkommission
des Ständerats und war Präsi-
dent der kantonalen Finanz-
direktoren. Er präsidiert heute
die Finanzdelegation beiderRäte
und gehört einer Gruppe von
Mitte-Ständeräten imParlament
an, die in den letzten Jahren viel
Macht im Bundeshaus erlangt
haben.Hegglin gilt nach Finanz-
ministerin Karin Keller-Sutter als
einflussreichster Finanzpolitiker
der Schweiz.
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«Ukraine trägt Mitschuld»: Kritik nach Votum vonMitte-Ständerat
Debatte über Kriegsauslöser Peter Hegglin sorgt mit russlandfreundlichen Aussagen für Aufsehen – auch bei seiner eigenen Partei.

Mitte-Ständerat Peter Hegglin.
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Die Schweizer Hilfswerke sind
entsetzt. Der Entscheid sei fatal,
schreibt ihre Organisation Alli-
ance Sud in einerMitteilung. Ge-
meint ist ein Entscheid vom
Montag: Der Ständerat beschloss
zusätzliche Gelder für die Ar-
mee – die Hälfte davon auf Kos-
ten der Entwicklungshilfe.

Würde die Entwicklungs-
zusammenarbeit in diesemAus-
mass gekürzt, hätte das verhee-
rende Auswirkungen auf das
internationale Ansehen der
Schweiz, schreibt Alliance Sud.
Die 500 Millionen Franken pro
Jahr, die wegfallen würden,
seien mehr als die gesamte Un-
terstützung der Schweiz für Af-
rika. Eine solche Kürzungwürde
bedeuten, dass jahrzehntelang
aufgebaute Strukturen zerstört
würden und dass die Schweiz
internationalen Organisationen
die Unterstützung entziehen
müsste.

Die Linken und dieMitte
fordernmehr Engagement
ImNationalrat stand gestern be-
reits einweiterer Kahlschlag zur
Debatte: eine Halbierung der
Entwicklungshilfegelder zur Fi-
nanzierung der 13. AHV-Rente.
Diese Forderung wurde zwar
abgelehnt. Die Kürzung zuguns-
ten der Armee könnte aber auch
im Nationalrat eine Mehrheit
finden,wenn neben der SVPund
der FDP eine Handvoll Mitte-
Vertreter zustimmen.

Die linken Parteien und die
Mitte fordern nunmehrEngage-
ment von FDP-Bundesrat Igna-
zio Cassis, der für die Entwick-
lungshilfe zuständig ist. «Es
braucht jetzt ein klares Bekennt-
nis von Cassis zurEntwicklungs-
zusammenarbeit», fordert SP-
Nationalrat Matthias Aebischer.

EVP-Nationalrat Marc Jost er-
innert daran, wie der frühere
Aussenminister Didier Burkhal-
ter – ebenfalls ein FDP-Bundes-
rat – die Entwicklungshilfe je-
weils sehr engagiert verteidigt
habe. «Das wünschte ich mir
auch von Bundesrat Cassis»,
sagt Jost. UndMitte-Ständerätin
Marianne Binder kritisiert:

«Plädoyers für die internationa-
le Zusammenarbeit blieben bis-
her aus.»

Mitte-Präsident Gerhard Pfis-
ter schreibt auf der Plattform
X, die FDP habe im Ständerat
praktisch geschlossen dafür
gestimmt, dass imAussendepar-
tement die Gelder für die inter-
nationale Zusammenarbeit zu-
sammengestrichen würden.
«Entweder ist Ignazio Cassis in
der eigenen Fraktion ein Non-
valeur, oder er unterstützt den

Kurs seiner Partei.» Was Pfister
verschweigt: Auch mehrere Mit-
te-Ständeräte haben demAntrag
von FDP-Ständerat Benjamin
Mühlemann zur Kürzung der
Entwicklungshilfe zugunsten der
Armee zugestimmt oder sich
der Stimme enthalten. Hätte die
Mitte geschlossen Nein ge-
stimmt, wäre der Antrag abge-
lehnt worden. SP-Co-Präsident
CédricWermuth appelliert daher
vor allem an dieMitte-Partei. Sie
stehe nun in derVerantwortung.

«Der Freisinn steht schon lange
nicht mehr für die humanitäre
Tradition ein», sagt Wermuth.

Der FDP-Bundesrat nutzte
die Gelegenheit nicht
Cassis hatte gestern imNational-
rat Gelegenheit, das Gegenteil zu
beweisen. Er begnügte sich aber
mit der Feststellung, die interna-
tionale Zusammenarbeit sei ein
Beitrag zur Bekämpfung von
Hungersnöten, Armut, der Fol-
gen von Kriegen und des Klima-

wandels. «Diese können direk-
ten Einfluss auf die Schweiz ha-
ben.» Zu den Kürzungsplänen
äusserte sich Cassis nicht.

Das liege daran, dass derAus-
senminister die Entwicklungs-
hilfe selber eher kritisch sehe, sa-
gen Parlamentsmitglieder.Wäre
das nicht der Fall, könnte er auf
seine Partei einwirken. DasAus-
sendepartement wollte sich auf
Anfrage nicht dazu äussern. Cas-
sis-Verteidiger weisen aber dar-
auf hin, dass er im Bundesrat für

die nächste Periode trotz Spar-
runden einen Entwicklungshil-
fe-Plan ohne Kürzungen durch-
gebracht habe. Nun sei das Par-
lament am Zug.

FDP-Fraktionschef Damien
Cottier sieht kein Problemdarin,
das Aufgabengebiet des eigenen
Bundesrates ins Visier zu neh-
men. Es gelte, dort zu sparen,wo
es möglich sei, sagt Cottier. Da-
bei berücksichtige die FDP auch
die Entwicklung derAusgaben in
den vergangenen Jahren.

Mehr Entwicklungshilfe
in den letzten Jahren
Tatsächlich hat die öffentliche
Entwicklungshilfe zuletzt zu-
genommen. 2023 zahlte die
Schweiz rund 4,6 Milliarden
Franken – 0,6 Prozent des Brut-
toinlandeinkommens.Allerdings
können dieser Quote auch Asyl-
ausgaben angerechnet werden.
EinViertel des Geldes floss 2023
insAsylwesen.Ohne die Berück-
sichtigung der Asylkosten nah-
men die Ausgaben im Vergleich
zu 2022 um 240Millionen Fran-
ken zu.Dies vor allemwegen der
Ukraine-Hilfe.

2008 hatten die Hilfswerke
eine Petition mit mehr als
200’000 Unterschriften ein-
gereicht, die eine Erhöhung der
Entwicklungshilfequote auf
0,7 Prozent des Bruttoinlandein-
kommens verlangte. Das Parla-
ment beauftragte den Bundesrat
2011 damit, dieQuote auf 0,5 Pro-
zent zu erhöhen. In den folgen-
den Jahren blieb die Schweiz al-
lerdings oft unter diesem Ziel.

«Es braucht ein klares Bekenntnis von Cassis»
Kahlschlag bei den Hilfsgeldern Die Entwicklungshilfe gerät im Parlament zunehmend unter Druck.
Drastische Kürzungen finden plötzlich eine Mehrheit. Doch nun wird Kritik am Aussenminister Ignazio Cassis laut.

Die Schweizer Gelder für die Entwicklungshilfe fliessen auch in den Tschad: Vorbereitung einer Nahrungsmittelausgabestelle. Foto: Getty Images

«Der Freisinn
steht schon lange
nichtmehr
für die humanitäre
Tradition ein.»
Cédric Wermuth
Co-Präsident der SP Schweiz
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DieKrippe «LaSource»,dieQuel-
le, liegt hochüberdemGenfersee.
Auf demSpielplatz vordemHaus
läuft die vierjährige Adele zur
Rutschbahn und testet, ob sie
nach dem Regen am Morgen
schonwieder trocken ist. Sophia,
Lia undOria folgen ihr.Die Eltern
der meisten Kinder, die hier be-
treutwerden, arbeiten imGebäu-
de nebenan, beim Life-Science-
KonzernMerck,dereinenTeil der
Kitakosten direkt finanziert.

Merck will damit Fachkräfte
gewinnen – und sie auch halten,
wieSandraGurtner-Oescherklärt.
Sie ist die Co-Geschäftsleiterin
von Pro Family Work (Profawo),
welchedieKita betreibt.Diemeis-
ten Plätze werden an Kinder von
Merck-Mitarbeitendenvergeben–
aber nicht alle.

Das Kitafinanzierungssystem
inderWaadt funktioniere gut, fin-
det GurtnerOesch.Aber es ist ein
bürokratischer Albtraum: Die El-
tern bezahlen einen Teil, einen
weiteren trägt der Kanton, und
die Arbeitgeber beteiligen sich
via Lohnprozente – mindestens
0,16 Prozent sind es dort. Dafür
gibt es eine eigene Stiftung und
34 Gemeindeverbände. Typisch
föderalistisch, typisch schweize-
risch. Dass allerdings die Arbeit-
geber fürdieKinderbetreuung ih-
rer Angestellten bezahlen, ist in
der Schweiz eine Besonderheit.

Anschubfinanzierung
wurde erneut verlängert
Bislang kennennur fünf Kantone
ein solches Modell. Neben der
Waadt sinddasNeuenburg,Genf,
Freiburg und das Tessin. Darun-
ter ist kein einziger Deutsch-
schweizer Kanton, ein Röstigra-
ben tut sich bei der Kitafinanzie-
rungauf.Dochnunkönnte erbald
überwundenwerden.

Seit rund zwei Jahrzehnten
verlängert dasParlament alle paar
Jahre die sogenannte Anschub-
finanzierung des Bundes für Ki-
tas. Gerade läuft wieder eine De-
batte, bis 2026 soll der Bundwei-
ter bezahlen. Die Ständerätinnen
und Ständeräte haben gestern Ja
gesagt, einige von ihnen zähne-
knirschend. Die Verlängerung ist
diesmal ein Notfallplan. Eigent-
lichwollte dasParlamentdie «An-
schub»-Lösung beenden und
endlich eine langfristigeRegelung
finden. Aber der Prozess hat sich
verzögert.Grund ist ein Streit da-
rüber,wer fürdieKitas zahlen soll.

In derSchweiz bezahlenEltern
so viel für externe Kinderbetreu-
ung wie in kaum einem anderen
Land.DieKitakostenwürdenvie-
le Haushalte stark belasten, sagt
MaximilianoWepfervomVerband
Kibesuisse: «Das Budget für die
Kinderbetreuung ist inzwischen
so gross wie das Budget für Mie-
te oder Krankenkasse, trotzdem
wird es in der Öffentlichkeit im-
mernoch zuwenig thematisiert.»
Viele Eltern würden darauf ver-
zichten, ihr Pensum zu erhöhen,
weil die Betreuungskosten den
Zusatzverdienst überträfen, so
Wepfer.Die Statistik desBundes-
amts fürSozialversicherungenzur
finanziellen Situation zeigt, dass
bei einem beträchtlichen Teil der
Haushalte die finanzielle Situati-
on angespannt ist. JemehrKinder
in einem Haushalt leben, umso
grösser ist das Risiko, unter die

Armutsgrenze zu fallen. Kinder,
das sagendie ZahlendesBundes,
sind ein Armutsrisiko. Doch das
darf nicht sein.

Deshalb erhöht die SP mit ih-
rer Kita-Initiative den Druck. Sie
will, dass Elternmaximal 10 Pro-
zent ihres Einkommens für die
Kinderbetreuung bezahlen. Die
Formulierung der Initiative erin-
nert an den Prämiendeckel für
Krankenkassen, der nun zur Ab-
stimmung kommt.Weil die Kita-
Initiative laut Bund «Milliarden»
kostenwürde,hat derNationalrat
einen Gegenvorschlag ausgear-
beitet. 700MillionenFranken soll-
te erdenBundkosten– zuviel für
bürgerliche Bildungspolitiker im
Ständerat. Sie schlagen daher ein
neues Modell vor.

Zu dieser Gruppe gehört auch
der Mitte-Ständerat Beni Würth.
Er findet – ganz Standesvertre-
ter–,dieKinderbetreuung sei Sa-
chederKantone.Trotzdemwill er
schweizweite Vorgaben einfüh-
ren, denn: «Eigentlich ist unbe-
stritten, dass die Elterntarife in
der Schweiz im internationalen
Vergleichhoch sind.Unddasswir
die Erziehungsberechtigten mit
einerBetreuungszulagealsErgän-
zung zur etablierten Familienzu-
lage entlastenwollen.»Dieseneue

Zulage sollen Arbeitgeber mit-
finanzieren. Würths Argument:
WennmehrEltern ihrePensener-
höhenkönnten, fändendieUnter-
nehmen leichter Fachkräfte.

Im Rahmen der Vernehmlas-
sunghabenParteien,Kantone,Ar-
beitgeberundVerbändenocheine
WocheZeit,umsich zumStände-
ratsvorschlag zu äussern.Umden
öffentlichen Druck zu erhöhen,
habendie SP-FrauenPrivate dazu
aufgerufen, selbstAntworten ein-
zureichen.DieCo-Präsidentinder
SP-Frauen, Tamara Funiciello,
sitzt in derWandelhalle im Bun-
deshaus und sagt: «Am Ende ist
es uns eigentlich egal, ob die Ar-
beitgeberauchmitbezahlen.»Ziel
sei eine Lösung, die «schnell be-
reit ist,mehrheitsfähig,genügend
Kitaplätze sichert und die Eltern
wirklich entlastet».Zudemmüss-
ten die Arbeitsbedingungen in
den Kitas berücksichtigt werden.
Das Problem des Ständeratsvor-
schlags sei, dass er nichtweit ge-
nug gehe. «Und wir glauben, die
Chancen auf einen Erfolg sind
grösser,wenn die Arbeitgeber ei-
nenVorschlagnicht bekämpfen.»

Tatsächlich sträuben sich Fir-
men in der Deutschschweiz da-
gegen.Das zeigt eine Befragung,
die der Arbeitgeberverband bei

seinenMitgliedern durchgeführt
hat. Das Resultat war ziemlich
eindeutig, wie Chefökonom Si-
mon Wey auf Anfrage sagt. Die
Arbeitgeber lehnen eine Beteili-
gung an den Kitakosten ab.
Wenn, dann sollen die Arbeit-
nehmenden ebenfalls einen Teil
der Lohnbeiträge finanzieren.Al-
lerdings drohten schon für die
13. AHV-Rente höhere Lohnab-
gaben, betontWey. «Viel wichti-
ger ist daher, dass die Mehrheit
der Arbeitgeber die Finanzie-
rungsverantwortung beimBund
sieht.» Ein kleinererTeil derMit-
glieder finde, dass weder der
Bund noch die Arbeitgeber zu-
ständig seien – sondernvielmehr
die Kantone.

In der Deutschschweiz
ist die Erziehung Privatsache
Zum Waadtländer Modell sagt
Wey: «Kantonale Lösungen sind
etwas anderes, dort entstehen sie
oft aus Kompromissen.» In der
Waadt seien etwa die Firmen-
steuern gesenkt worden, um die
Unternehmen zu entlasten.
Grundsätzlich finden die Arbeit-
geber, der Staat sei in der Pflicht.
«Wenn die Eltern dank Kitas
mehr arbeiten können, nehmen
Kantone undBundmehrSteuern

ein – daher sollen sie auch den
Hauptteil der Kosten tragen.»

Den Röstigraben bei den Fi-
nanzierungsmodellen führt Ki-
besuisse-SprecherWepfer auf die
Kultur der beiden Landesteile zu-
rück: «In der Westschweiz wird
die Erziehung der Kinder als ein
Beitrag für die ganze Gesellschaft
wahrgenommen,während sie in
derDeutschschweiz eher als Pri-
vatsache gilt.» DieVerteilung der
Finanzierungslast auf verschie-
dene Schultern habe dazu ge-
führt, dass die Kosten in der
Westschweiz zwar tiefer seien
und mehr Familien ihre Kinder
in die Kita schicken könnten.Da-
für sei dasAngebot knapper, und
für einen Betreuungsplatz gebe
es langeWartezeiten.

Die Schwachstellen
desWestschweizer Systems
Auch zwischen denWestschwei-
zer Kantonen – manchmal gar
von Gemeinde zu Gemeinde –
gibt es grosse Unterschiede bei
denTarifen.Dochweil dieArbeit-
geberperGesetzverpflichtet sind,
Lohnprozente für die Kinderbe-
treuung einzuzahlen, sinken die
Kosten für Familien – und die öf-
fentliche Hand muss weniger
Mittel einschiessen. Die Beiträge
der Unternehmen fliessen in
staatliche Kitas, aber auch in pri-
vate Betreuungsangebotewie je-
nes von Merck. Ein Drittel der
Lohnkostenwerden dortmit die-
senMitteln bezahlt. «In derWest-
schweiz ist dieses Finanzierungs-
modell nicht umstritten», erklärt
Marianne Zogmal vom West-
schweizerKita-Dachverband Pro
Enfance. «Es herrscht Konsens
darüber, dass die Kinderbetreu-
ung eine Aufgabe aller ist.» Nur
der Personalmangel bei den Ki-
tas stehe einemweiterenAusbau
des Angebots derzeit im Weg.
«Auch hier könnte der Bund mit
einer Ausbildung unterstützend
eingreifen», so Zogmal.

Zurück bei der Merck-Kita
oberhalb von Vevey. Die Betrei-
berin Profawo wurde 1996 aus
der Not geboren. Weil es viel zu
wenig Kitaplätze gab, gründeten
Banken und Versicherungen in
Zürich denVerein.Heute sind 141
Firmen Mitglied. «Im Zentrum
unserer Arbeit steht, wie die An-
gestellten möglichst entlastet
werden können – damit sie
unbesorgt arbeiten können»,
erklärt die Co-Geschäftsleiterin
Gurtner-Oesch.

Davon profitiert etwa Isabelle
Guerin, die für Merck arbeitet.
Von ihrem Büro aus hat sie nur
fünf Minuten bis zur Krippe, wo
ihre Kinder im Alter von einem
und vier Jahren vier Tage in der
Woche verbringen. Für die bei-
den Plätze in der halb privaten
Krippe zahlt sie total 2800 bis
2900 Franken pro Monat – trotz
der finanziellen Beteiligung des
Unternehmens und des Kantons.
Die Beträge hängenvomEinkom-
men der Eltern ab.

Guerin ist trotzdemzufrieden:
«Für unswar es die einzige Mög-
lichkeit, einenBetreuungsplatz zu
bekommen, da dieWartelisten in
den öffentlichen Krippen viel zu
lang waren.» Es zeigt aber auch
eine Schwachstelle des West-
schweizer Modells: Es entlastet
zwarviele ElternunddenKanton
finanziell. Genügend Krippen-
plätze garantiert es aber nicht.

DieWestschweizmachts vor
Kinderbetreuung Die Kita soll für Eltern weniger kosten – finden die meisten Parteien. Umstritten ist dabei die Rolle der Arbeitgeber.
In der Romandie bezahlen sie schon längst dafür. Zu Besuch in einer Kita, die von Firmenmitfinanziert wird.

«Eigentlich
ist unbestritten,
dass die hiesigen
Elterntarife im
internationalen
Vergleich
hoch sind.»
Beni Würth
Ständerat (Mitte, SG)

«Das Kitafinanzierungssystem in der Waadt funktioniert gut»: Sandra Gurtner-Oesch ist Co-Geschäftsführerin des Vereins, der die Krippe
«La Source» bei Vevey im Auftrag von Merck betreibt – für das Unternehmen ist die Kita ein gutes Argument im Ringen um Fachkräfte. Foto: Dom Smaz


